
Musterantrag zur Bestellung eines vorläufigen 
Gläubigerausschusses nach § 22a Abs. 2 InsO (Antragsausschuss) 

Musterantrag für Gläubiger 
	
	
	
Musterantrag für Gläubiger 
In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen des/der .............. beantrage(n) ich/wir als Gläubiger1 des 
schuldnerischen Unternehmens die sofortige Bestellung eines vorläufigen Gläubigerausschusses zur Begleitung 
und Umsetzung eines von uns mitgetragenen Sanierungskonzeptes2und benennen nach § 22a Abs. 2 InsO zu 
seiner Besetzung die nachfolgenden fünf3 Personen, die repräsentativ4 die beteiligten Gläubigergruppen 
abbilden: 
 
1. Herrn / Frau …… als Vertreter(in) der Hausbank der Schuldnerin und Kreditgläubiger 
2. Herrn / Frau …… als Lieferant des Schuldners und Inhaber umfassender Eigentumsvorbehaltsrechte 
3. Herrn / Frau …… als Vertreter(in) des zuständigen Finanzamtes für die Schuldnerin 
4. Herrn / Frau …… als Inhaber einer titulierten Forderung und Vertreter(in) der ungesicherten Gläubiger 
5. Herrn / Frau …… BR-Mitglied/Gewerkschaft im schuldnerischen Unternehmen 
 
Die benannten Personen sind durch Herrn/Frau Rechtsanwalt ….. über die Rechte und Pflichten als Mitgliedes 
eines vorläufigen Gläubigerausschusses belehrt5 worden und haben nach Belehrung schriftlich die Bereitschaft 
erklärt, in einem durch das Gericht zu bestellenden vorläufigen Gläubigerausschuss mitzuarbeiten (Anlage 1, im 
Original unterzeichnete Erklärung der benannten Personen6). 
 
Diesem Antrag ebenfalls beigefügt sind die Nachweise der Inhaberschaft der Forderungen der benannten 
Personen gegenüber dem schuldnerischen Unternehmen (Anlage 2) sowie die Gläubigereigenschaft der 
Antragsteller (Anlage 3)7. Die benannten Personen haben erklärt, ihren Anspruch auf Vergütung für die 
Tätigkeit im Eröffnungsverfahren im Interesse einer Schonung der Masse auf den gesetzlichen Betrag von 300,– 
Euro zu beschränken8 und haben zudem für die haftungsrechtliche Absicherung ihrer Tätigkeit bereits eine 
vorläufige Deckungszusage der Versicherung …… erhalten, die wir beifügen (Anlage 4)9. 
 
In ihrer konstituierenden10 Sitzung am ................ haben sich die benannten Mitglieder des präsumtiven 
vorläufigen Gläubigerausschusses nach § 56a Abs. 2 einstimmig dafür ausgesprochen, dem Insolvenzgericht 
Herrn/Frau ............................................................... zum vorläufige(n) Insolvenzverwalter(in) für dieses 
Verfahren vorzuschlagen (Anlage 5 Sitzungsprotokoll mit Beschlussfassung). 
Herr/Frau................................................... ist ein(e) seit vielen Jahren und bei vielen Gerichten bestellte(r) und 
erfahrene(r) Insolvenzverwalter(in). 
	
Es handelt sich bei ihr/ihm um eine von den Gläubigern wie dem Schuldner dieses Verfahrens unabhängige 
Person iSd § 56 Abs. 1 InsO11. Zudem haben sich die Benannten für ihre weitere Tätigkeit auf die anliegende 
Satzung zur Gestaltung ihrer Tätigkeit als vorläufiger Gläubigerausschuss geeinigt und überreichen diese dem 
Gericht zur Kenntnis (Anlage 6 Satzung/Geschäftsordnung).12 Für den Fall der Bestellung durch das Gericht 
beantragen wir schon jetzt, den vorläufigen Gläubigerausschuss in der vorgeschlagenen Besetzung auch nach der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens durch Beschluss als Gläubigerausschuss bis zum Berichtstermin im Amt zu 
bestätigen.13 
 
Ort, Datum 
Unterschrift 
Anlagen 1 – 6 
 
 
1 Als Gläubiger gelten nicht betriebsfremde Personen oder sachverständige Dritte, da das Gesetz insoweit nur auf § 67 Abs. 2 InsO Bezug nimmt. Gleichwohl können sich natürlich 
Gläubiger im vorgenannten Sinne im Ausschuss vertreten lassen, so z. B. Arbeitnehmer durch eine im Unternehmen aktive Gewerkschaft. Antragsberechtigt sind nach § 22a Abs. 2 zudem 
der Schuldner sowie ein bereits bestellter vorläufiger Insolvenzverwalter. 
2 Grundsätzlich bedarf der Antrag keiner Begründung, es kann jedoch empfehlenswert sein, dem Gericht auch insoweit eine Entscheidungshilfe an die Hand zu geben. 
3 Will man den Eindruck eines gruppenorientierten Antrags vermeiden und zugleich den weiteren Vorschlägen entsprechende repräsentative Legitimation verleihen, empfiehlt es sich, den 
Ausschuss mit fünf Personen zu besetzen, die den Gruppen Kreditwirtschaft, Sicherungsgläubiger, ungesicherte Gläubiger, institutionelle Gläubiger und Vertretern der Arbeitnehmerschaft 
zuzuordnen sind. 
4 Es sollte sorgfältig darauf geachtet werden, dass die jeweils benannte Person eindeutig und überschneidungsfrei einer der fünf vorgenannten Gruppen angehört. 
5 Zur Vermeidung von Verzögerung sollte die Belehrung bereits vor Aufnahme der präsumtiven Mitgliedschaft erfolgen und entsprechend dokumentiert werden. Daher sind die 
Einverständniserklärungen auch mit einer entsprechenden Erläuterung zu versehen, um Nachfragen des Gerichts und damit möglicherweise eintretende Verzögerungen zu vermeiden. 
6 Die Einverständniserklärung sollte folgenden Mindestinhalt haben: „Nachdem ich durch .... über die gesetzliche Stellung eine vorläufigen Gläubigerausschusses sowie über die 
individuellen Rechte und Pflichten eines Mitgliedes unterrichtet und belehrt worden bin, erkläre ich hiermit mein Einverständnis zur Bestellung durch das Gericht....“. 
7 Wie bei der Anmeldung einer Forderung sollten die notwendigen Nachweise (Verträge, Rechnungen, Lieferscheine, Titel, Schuldanerkenntnisse etc.) dem Antrag beigefügt werden. 
8 Grundsätzlich steht es jedem Ausschussmitglied frei, auf den Vergütungsanspruch zu verzichten oder sich der Höhe nach der gesetzlichen Regelung zu unterwerfen. 
9 Mit der vorgenannten Erklärung werden die vom Gericht ggf. zu erwägenden Risiken überhöhter und damit unverhältnismäßiger Kosten (§ 22a Abs. 3) aufgenommen und es werden 
zugleich nachteilige zeitliche Verzögerungen vermieden. Mit der vorläufigen Deckungszusage ist zudem der Ausschuss sofort arbeits- und entscheidungsfähig. 
10 Zur Vermeidung von Verzögerungen bei der Einsetzung sollten sich die künftigen Mitglieder bereits vor Einreichung des Antrags als präsumtiver Ausschuss konstituiert haben und sich 
sowohl eine Satzung wie ggf. auch eine Geschäftsordnung gegeben haben. Über Ort, Zeit, Inhalt etc. ist ein Protokoll zu fertigen, das von einem Protokollführer unterzeichnet und dem 
Gericht im Rahmen der Antragstellung im Original oder in beglaubigter Abschrift vorgelegt werden sollte. 
11 Gerade um der Gefahr der Bestellung eines nicht unabhängigen Insolvenzverwalters vorzubeugen, empfiehlt es sich, zugleich mit dem Antrag auch eine persönliche Erklärung des 
Vorgeschlagenen zu seiner Unabhängigkeit von allen Beteiligten vorzulegen. Vgl. dazu die Mustererklärung zur Unabhängigkeit in dieser Broschüre. 
12 Vgl. dazu die nachfolgende Mustersatzung, abgedruckt in ZInsO 2010, 1059ff. 
13 Weil das Amt eines vorläufigen Gläubigerausschusses nach § 22a InsO mit der Eröffnung endet, ist eine gesonderte Beschlussfassung über seine Beibehaltung notwendig. 


